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1  
Einleitung und Fragestellung 

Verbraucherpolitik beinhaltet die (staatliche) Regulierung und Steuerung von 
Märkten zum Schutz der finanziellen und gesundheitlichen Interessen des Ver-
brauchers. Da jede Form des staatlichen Eingriffs in das Marktgeschehen aus 
ökonomischer Sicht zunächst eine Beschneidung der individuellen Freiheit be-
deutet, muss es auch bei der Begründung von Verbraucherpolitik darum gehen, 
eine auf Nutzen (Vorteile) und Präferenzen der Konsumenten abzielende Recht-
fertigung staatlichen Tätigwerdens zu finden.1 Ein in dieser Hinsicht theoreti-
scher Meilenstein verbindet sich zweifelsohne mit informationsökonomischen 
Überlegungen, deren Reichweite besonders prägnant in folgender Feststellung 
von Shapiro (1983, S. 528) zum Ausdruck kommt: „The economics of consumer 
protection is the economics of information“. Dieses Zitat verdeutlicht die grund-
legende Bedeutung, die der Informationsökonomik als dem nach wie vor wich-
tigsten ökonomischen Ansatz zur Rechtfertigung verbraucherpolitischer Ein-
griffe des Staates zukommt. Ihr Untersuchungsgegenstand sind die Funktions-
defizite von Märkten und die Verhaltensweisen von Marktakteuren unter der 
Bedingung unvollkommener Information. Informationen werden im Unter-
schied zum neoklassischen Standardmodell als eigenständige Güter betrachtet, 
deren Produktion und Erwerb Kosten verursacht und die zwischen den Markt-
teilnehmern ungleich verteilt sein können. Während bei vollständiger Informa-
tion der Wettbewerb die Produzenten (Verkäufer) zwingen würde, Produkte 
mit den „richtigen“ Eigenschaften bezogen etwa auf Sicherheit oder Haltbar-
keit herzustellen, führt die Berücksichtigung von Kosten der Erlangung und Ver-
breitung von Informationen dazu, dass ein Nutzen maximierendes Verhalten 
nur mehr eingeschränkt stattfinden kann.2 Die im Modell der vollständigen 
Konkurrenz unterstellte systematische Abwägung aller Handlungsalternativen 
unterliegt somit einer spezifischen Kostenrestriktion, die sich aus der Notwen-
digkeit der Beschaffung von Informationen über bestehende Handlungsalterna-
tiven (und deren Eigenschaften) ergibt. 

Im Rahmen der Informationsökonomik wird damit eine für den Verbraucher-
schutz zentrale Annahme der neoklassischen Markttheorie verändert – nament-
lich das Postulat einer jederzeit vollständigen Verfügbarkeit der Verbraucher 
über alle relevanten Informationen, die für den geplanten Erwerb eines Gutes 
oder die Inanspruchnahme einer Dienstleistung von Bedeutung sind. Jenseits 
dessen bleibt der informationsökonomische Ansatz jedoch weitgehend den 
Verhaltensannahmen der neoklassischen Gleichgewichtsanalyse3 verhaftet. 

 
1  Siehe Grundmann et al. (2001, S. 10). 
2  Siehe zu dieser Erkenntnis exemplarisch etwa Stiglitz (2000. S. 1441), Shapiro (1983, 

S. 528) oder auch Korobnik/Ulen (2000, S. 1075f.). 
3  Siehe unter Bezug auf Fragen des Verbraucherschutzes die Ausführungen in Döring 

(2020) mit entsprechenden Verweisen auf weitere Literaturquellen. 



 

4 

T h o m a s  D ö r i n g  

V e r b r a u c h e r s c h u t z  u n d  I n f o r m a t i o n s ö k o n o m i k  

Dies trifft vor allem auf die das Modell des Homo Oeconomicus kennzeichnen-
den Eigenschaften zu, die den wirtschaftlichen Akteuren analytisch zugeschrie-
ben werden und zu denen im Wesentlichen (1) die Annahmen eines Entschei-
dungsverhaltens unter gegebenen Restriktionen, (2) eine dabei erfolgende Ori-
entierung an bestehenden Präferenzen, die als zeitkonsistent und damit stabil 
gelten, sowie (3) das Streben nach Nutzenmaximierung unter rationaler Abwä-
gung der jeweils bekannten Handlungsalternativen zu rechnen sind. Auch ist 
das neoklassische Verbraucherleitbild des „mündigen Konsumenten“ aus infor-
mationsökonomischer Sicht nicht obsolet. Allerdings ist aufgrund der als Regel-
fall anzusehenden Informationsunvollkommenheit auf Seiten der Verbraucher 
nicht davon auszugehen, dass die sich mit dem genannten Leitbild verbindende 
Konsumentensouveränität ohne individuelle Anstrengung – quasi aufwandslos 
– einstellt und damit als immer schon gegeben angenommen werden kann. Die 
damit einhergehende begrenzte Rationalität der Akteure resultiert jedoch we-
der aus beschränkten Möglichkeiten, Informationen aufzunehmen, zu verarbei-
ten und weiterzugeben, noch führt dies zu einem weitreichenden Handeln der 
Akteure unter Unsicherheit bezüglich zukünftiger Ereignisse.4 Die Informa-
tionsökonomik ist hier theoretisch weit weniger ambitioniert, wenn sie „ledig-
lich“ auf das Problem unvollkommener Märkte angesichts eingeschränkter In-
formationslagen der Verbraucher in der Gegenwart verweist. 

Vor diesem Hintergrund erfolgt im Rahmen des vorliegenden Beitrags zunächst 
eine Erklärung des Verbraucherverhaltens und seiner marktbezogenen Implika-
tionen, wie es sich aus informationsökonomischer Sicht darstellt (Kapitel 2). 
Hierzu zählen sowohl eine Erläuterung der Auswirkungen unvollständiger Infor-
mation über die Marktbedingungen auf die Qualität der Kaufentscheidungen 
von Konsumenten (Kapitel 2.1) als auch die Folgen einer asymmetrischen Infor-
mationsverteilung zwischen Anbietern und Nachfragern für die Effizienz der 
Marktergebnisse (Kapitel 2.2). Eine eingehende Betrachtung der Informations-
eigenschaften von Gütern und Dienstleistungen vor und nach dem Kauf liefert 
zudem Einsichten über das unterschiedliche Ausmaß an Schutzbedürftigkeit der 

 
4  Solche Aussagen über Annahmen und Reichweite der Informationsökonomik finden 

sich vor allem in Teilen der betriebswirtschaftlichen Literatur zur Konsum- und Mar-
ketingforschung als einem Bereich der regen Rezeption informationsökonomischer 
Überlegungen jenseits der Volkswirtschaftslehre. Siehe hierzu etwa Kaas (1990, 
S. 539ff.), Kaas, (1994, S. 245ff.) oder auch Kaas (1994, S. 971ff.). Siehe in gleicher 
Weise auch Basci (2000, S. 25f.) sowie Weisser (2012, S. 29ff.). Dies führt jedoch 
zum einen zu einer unzulässigen Vermischung von informationsökonomischen 
Überlegungen mit solchen der Verhaltensökonomik, in deren Rahmen unter ande-
rem kognitive Beschränkungen bei der Aufnahme und Verarbeitung von Informati-
onen untersucht werden, wobei hier stellvertretend auf Kahneman (2003) verwiesen 
werden kann. Eine ebensolche Vermischung ergibt sich zum anderen mit Blick auf 
Überlegungen aus dem Bereich der Neuen Institutionenökonomik, bei denen unter-
schiedliche Formen von Unsicherheit bei der Analyse des Entscheidungsverhaltens 
von Marktakteuren von besonderer Bedeutung sind. Siehe hierzu exemplarisch Wil-
liamson (1990). 
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Verbraucher (Kapitel 2.3). Die sich daraus ableitenden Anknüpfungspunkte für 
eine ökonomische Rechtfertigung verbraucherpolitischen Handelns stehen im 
Mittelpunkt der weiteren Überlegungen (Kapitel 3). Dabei wird zwischen priva-
ten und öffentlichen (Schutz-)Maßnahmen der Verbraucher unterschieden. Ers-
tere resultieren aus der Logik des Marktgeschehens selbst und sind insofern im 
Vorfeld staatlicher Markteingriffe anzusiedeln (Kapitel 3.1). Dem werden solche 
staatlichen Regulierungen gegenübergestellt, die erforderlich sind, um beste-
hende Informationsdefizite der Konsumenten, die nicht durch Marktlösungen 
abgebaut werden können, auszugleichen (Kapitel 3.2). Den Abschluss des Bei-
trags bilden Überlegungen, die auf bestehende Beschränkungen in der infor-
mationsökonomischen Betrachtung eingehen, um damit auf die Notwendigkeit 
zu einer Erweiterung der Analyseperspektive von Verbraucherverhalten und 
Verbraucherpolitik zu verweisen (Kapitel 4). 
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2  
Informationsökonomik und Verbraucherverhalten 

Auf die beiden Aufsätze von Stigler (1961) und Akerlof (1970) geht die bahn-
brechende Erkenntnis zurück, dass es selbst bei hoher Wettbewerbsintensität 
zu einem Marktversagen kommen kann, wenn bei den Marktakteuren bezogen 
auf Preise oder Qualitätseigenschaften von Gütern und Dienstleistungen mehr 
oder weniger große Informationsdefizite bestehen. Dies soll selbst unter der 
Bedingung gelten, dass Anbieter und Nachfrager von Produkten rational han-
deln und über keinerlei Preissetzungsmacht verfügen. Sind die Akteure auf einer 
der beiden Marktseiten dergestalt unvollkommen informiert, kann es zu ineffi-
zienten Marktergebnissen kommen.5 Auch wenn Käufer und Verkäufer gleich-
ermaßen von Informationsdefiziten betroffen sein können, sind die nachfolgen-
den Ausführungen vorrangig auf unvollständig informierte Verbraucher und die 
sich daraus ergebenden Folgewirkungen für deren Bedürfnisbefriedigung sowie 
das Marktgeschehen insgesamt konzentriert. 

 

2.1  
Unvollständige Information als Ausgangspunkt 

Aus Sicht der neoklassischen Standardtheorie gilt das Geschehen auf Märkten 
als vollständig transparent, womit unterstellt wird, dass die Verbraucher im Re-
gelfall ihre Kaufentscheidungen ohne besonderen Aufwand und damit kosten-
los treffen können. Im Unterschied dazu geht die Informationsökonomik be-
kanntermaßen von einem unvollständig informierten Verbraucher aus, um auf 
Basis dieser Annahme – folgt man Kaas (1991, S. 358) – die „Auswirkungen 
unvollkommener Information und Unsicherheit auf das Verhalten von Markteil-
nehmern“ zu untersuchen. Mit informationsbedingten Unsicherheiten verbin-
det sich aus Sicht des Verbrauchers die Gefahr, fehlerhafte Kaufentscheidungen 
zu treffen, die zu einem suboptimalen Nutzen führen. Aus informationsökono-
mischer Sicht sind es dabei nicht solche Informationsdefizite, die aus Umwelt-
unsicherheiten im Sinne der Ungewissheit über exogene Ereignisse entstehen 
und insofern von den Marktteilnehmern selbst nicht beeinflusst, sondern ledig-
lich hingenommen werden können. Im Mittelpunkt der Betrachtung stehen viel-
mehr Marktunsicherheiten, die aus einer unvollkommenen Information über die 
relevanten Marktbedingungen – vor allem Preise und Qualität von Gütern und 
Dienstleistungen – resultieren.6 Soweit Unsicherheiten im Mittelpunkt der in-
formationsökonomischen Betrachtung stehen, sind es solche, die sich gemäß 
Marra (1999, S. 45) „mit der auszutauschenden Leistung in Verbindung brin-

 
5  Siehe zu dieser Aussage auch Kirstein/Schäfer (2006, S. 6). 
6  Siehe zu dieser Feststellung auch Weiber/Adler (1995a, S. 52). Siehe hierzu grund-

legend auch Stigler (1961) ebenso wie Akerlof (1970). 
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gen lassen“. Daran anknüpfend ist der Blick darauf ausgerichtet, wie unter-
schiedliche Informationsstände von Anbietern und Nachfragern die Funktions-
weise und Ergebnisse von Märkten beeinträchtigen können. Zudem wird näher 
untersucht, wie sich die Beschaffung und Übertragung von Informationen der 
an einer Markttransaktion beteiligten Akteure gestaltet. 

Bezüglich des zur Anwendung kommenden Informationsbegriffs sind auch hier 
wiederum zwei Aspekte von Bedeutung: Einerseits wird „Information“ als 
„zweckorientiertes Wissen“ verstanden, welches der Vorbereitung von Ent-
scheidungen dient. Dabei soll nach Stigler (1961, S. 215) gelten, dass ein Ver-
braucher mit steigendem Informationsgrad – unter sonst gleichen Bedingungen 
– seinen angestrebten Zielerreichungsgrad im Sinne einer Befriedigung beste-
hender Bedürfnisse umso eher realisieren kann.7 Damit dient eine umfassen-
dere Informationslage über den Preis oder die Qualität eines Gutes dazu, dem 
Verbraucher eine bessere Abschätzung über den Nutzen aus dem Konsum die-
ses Gutes zu ermöglichen.8 Andererseits wird eine gutsbezogene Information 
selbst wiederum als ein Gut interpretiert, dessen Gewinnung (= Output) nur 
unter Einsatz von Ressourcen (= Input) erfolgen kann.9 Damit führt die Aufhe-
bung der neoklassischen Annahme vollständiger Information zu zusätzlichen 
Kosten, die es seitens der Verbraucher bei einer Kaufentscheidung zu berück-
sichtigen gilt, wobei die Beschaffung von Informationen – analog zur Herstel-
lung eines jeden anderen Gutes – einer rationalen Nutzen-Kosten-Abwägung 
unterliegt. 

Mit der zuletzt getroffenen Aussage verbinden sich wiederum zwei bedeutsame 
Implikationen: (1) Ein Verbraucher wird sich immer dann zum Kauf eines präfe-
rierten Gutes oder einer gewünschten Dienstleistung entscheiden, wenn der 
Nettonutzen einer entsprechenden Markttransaktion positiv ausfällt. Für diesen 
Fall übersteigt der erwartete Nutzen die mit dem Erwerb und der Nutzung ver-
bundenen Kosten, wobei die Kosten für den Verbraucher sich nicht allein aus 
dem für ein Produkt zu zahlenden Preis ergeben, sondern zudem durch die mit 
der Informationsbeschaffung einhergehenden Transaktionskosten bestimmt 
werden. Ob es bei nachfrageseitig gegebener Zahlungsbereitschaft für eine 
Leistung überhaut zu einer Markttransaktion kommt, hängt aus informa-
tionsökonomischer Sicht folglich neben den gegebenen Produktionskosten ent-
scheidend auch von der Höhe der Kosten ab, die bei der Informationssuche 

 
7  Siehe zur Unterscheidung von „Allgemeinwissen“ und „zweckorientiertem Wissen“ 

die frühen Ausführungen in Wittmann (1959, S. 14). Siehe hierzu ebenso Bössmann 
(1988, S. 185) mit zusätzlichen Literaturverweisen. Siehe zur Begriffsdifferenzierung 
zwischen „Information“ und „Informationsmenge“ (einschließlich deren Messung) 
die Hinweise in Hirshleifer (1973, S. 62). 

8  Siehe Kuchinke (2000, S. 2) mit Verweis auf Talkenberg (1991, S. 30). 
9  Es sei darauf hingewiesen, dass „Information“ – verstanden als ein eigenständiges 

Gut – nicht identisch ist mit dem, was mit einem „Informationsgut“ gemeint ist. 
Siehe für diese Unterscheidung etwa Linde/Stock (2011, S. 22) mit Verweis auf 
Shapiro/Varian (2003, S. 49). 
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anfallen. (2) Das Ausmaß der Informationssuche wiederum hängt davon ab, ob 
es dem Verbraucher gelingt, bestehende Marktunsicherheiten auf jenes An-
spruchsniveau zu verringern, welches aus subjektiver Sicht für eine Kaufent-
scheidung als notwendig erachtet wird. Die Informationsbeschaffung dauert 
dabei – so die informationsökonomische Annahme – so lange an, bis „die 
Grenzkosten der Beschaffung genauso hoch sind, wie der Grenznutzen der er-
haltenen Information“.10 Dabei wird ein abnehmender Grenznutzen einer zu-
sätzlich erlangten Menge an Informationen unterstellt, d.h. die am Anfang ei-
nes Suchprozesses gewonnenen Informationen sollen für das Treffen der rich-
tigen Kaufentscheidung einen deutlich höheren Wert besitzen als später hinzu-
kommende weitere Informationen.11  

Daraus leitet sich ab, dass ein vollständig informierter Verbraucher – anders als 
im Rahmen des neoklassischen Ansatzes – eine absolute Ausnahme darstellen 
dürfte.12 Vielmehr wird der rationale Konsument im Regelfall nicht vollständig 
informiert sein, sondern einen – unter Nutzen-Kosten-Aspekten – lediglich op-
timalen Informationsgrad anstreben. Nimmt man den individuellen Grenznut-
zen zusätzlicher Information als gegeben an, hängt die Informationsmenge, die 
aus Sicht des Verbrauchers als optimal bewertet wird, ausschließlich von der 
Höhe der mit der Informationsbeschaffung verbundenen Grenzkosten ab (siehe 
hierzu auch Abbildung 1). Daraus leitet sich ein wichtiger verbraucherpolitischer 
Anknüpfungspunkt ab, auf den an späterer Stelle noch zurückzukommen sein 
wird (siehe Kapitel 3).  

 

 
  

 
10  Vgl. Linde/Stock (2011, S. 42), die zudem feststellten: „Ganz einfach gesagt, wen-

det man so lange Zeit und Geld für die Informationssuche – z.B. durch den Kauf von 
Testzeitschriften oder Gespräche mit anderen Käufern – auf, wie sich das in einem 
Nutzenzuwachs niederschlägt. Dieser zusätzliche Nutzen kann darin bestehen, dass 
man das Produkt günstiger bekommt oder die Qualität verschiedener Angebote bes-
ser einschätzen kann, sodass man in der Lage ist, die qualitativ bessere Wahl zu 
treffen“ (ebenda). In Stigler (1961, S. 216) heißt es hierzu: „If the cost of search is 
equated to its expacted marginal return, the optimum amount of search will be 
found”. Siehe hierzu auch die Ausführungen in Lamouroux (1979), Kuhlmann 
(1970) ebenso wie Silberer (1981). 

11  Die Annahme eines abnehmenden Grenznutzens zusätzlicher Information gilt aller-
dings nur dann, wenn man Information als ein homogenes Gut interpretiert, bei 
dem es allein auf die Quantität ankommt. Wird Information demgegenüber als he-
terogen verstanden, kann dessen Zugewinn – in Abhängigkeit von der Informati-
onsqualität – auch mit einem steigenden Grenznutzen verbunden sein. 

12  Einen vollständig informierten Verbraucher könnte es – ceteris paribus – nur dann 
geben, wenn die Grenzkosten der Informationsbeschaffung gleich Null wären. 
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Abbildung 1: Informationsoptimum unter Berücksichtigung von Grenzkosten 
und Grenznutzen der Informationssuche  

 
Quelle: eigene Darstellung. 

Erläuterung: Es wird davon ausgegangen, dass ein unvollständig informierter Verbrau-
cher seine Informationssuche stets optimiert. Er wird daher so lange nach Informationen 
suchen, bis Grenzertrag (GE1) und Grenzkosten (GK1) der Informationssuche (IS) iden-
tisch sind (Punkt A mit dem Informationsoptimum IO1). Der Grenzertrag ergibt sich aus 
dem zusätzlichen Nutzen der Information für den Verbraucher, während die Grenzkos-
ten sich aus den expliziten Informationskosten (z.B. Preis eines Produktratgebers) und 
den Opportunitätskosten des Zeitaufwands als impliziten Kosten der Informationssuche 
zusammensetzen. Je größer der erwartete Nutzen einer besseren Kaufentscheidung 
(GE2 anstatt GE1), desto eher ist der Verbraucher bereit, bei gegebenen Grenzkosten 
(GK1) die Informationssuche auszudehnen (Punkt B mit dem Informationsoptimum IO2). 
Das gleiche gilt, wenn bei gegebenem Nutzen einer Kaufentscheidung (GE1) die Grenz-
kosten der Informationssuche (GK2 anstatt GK1) – etwa durch staatliche Maßnahmen 
der Informationsbereitstellung – sich verringert haben (Punkt C mit dem Informa-
tionsoptimum IO2). 
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2.2  
Das Problem der Informationsasymmetrie 

Aus informationsökonomischer Sicht sind nahezu alle Markttransaktionen 
durch ungleiche Informationen zwischen Anbietern und Nachfragern gekenn-
zeichnet.13 Damit verbunden ist die Möglichkeit, dass diese Informationsun-
gleichheit von dem jeweils besser informierten Transaktionspartner zum eige-
nen Vorteil und zum Nachteil des anderen ausgenutzt wird. Grundsätzlich kön-
nen dabei entweder die Anbieter oder die Nachfrager benachteiligt sein, auch 
wenn sich nachfolgend allein auf die Betrachtung ungleicher Informationen zu 
Lasten der Verbraucher konzentriert wird.14 Terminologisch handelt es sich um 
den Fall einer asymmetrischen Informationsverteilung. Sie liegt dann vor, wenn 
– folgt man Kuchinke (2000, S. 2) – „eine Marktseite besser über die Qualität 
eines Gutes informiert ist als die andere, also einseitige Unkenntnis besteht“. 
Asymmetrische Informationsstrukturen in Form einseitiger Unkenntnis können 
sich aus der Tatsache ergeben, dass produktspezifische Informationen in der 
Regel als Kuppelprodukte im Produktionsprozess anfallen. Sie sind somit für 
den Produzenten praktisch kostenlos, während der Verbraucher mehr oder we-
niger hohe Kosten aufbringen muss, um diese Informationen zu erlangen. Da-
raus leiten sich zwei bedeutsame Implikationen ab: Unter der Bedingung, dass 
ein Anbieter keinen Anreiz hat, sein Wissen vollständig und glaubwürdig wei-
terzugeben, können asymmetrische Informationsstrukturen zu ineffizienten 
Marktergebnissen führen.15 Darüber hinaus könnte er versucht sein, Informa-
tionen nur selektiv preiszugeben oder sogar falsche Informationen an die Ver-
braucher weiterzugeben, um seine Marktposition zu stärken. Beides verringert 
die Möglichkeit des Verbrauchers rationale (Kauf-)Entscheidungen zu treffen. 
Im Ergebnis kann dies zu erheblichen Fehlallokationen oder sogar zum Zusam-
menbruch des betreffenden Marktes führen. 

Auf beide Implikationen hat erstmals Akerlof (1970) in seiner Analyse des „Mar-
ket for Lemons“ am Beispiel des Gebrauchtwagenmarktes hingewiesen. Den 
Ausgangspunk seiner Analyse bildet die Annahme, dass die Qualität der gehan-
delten Produkte zwar den Anbietern bekannt, aber für potentielle Käufer nicht 

 
13  Grundsätzlich bestehen Informationsungleichheiten immer dann auf einem Markt, 

wenn – so auch Kuchinke (2000, S. 2) – „bei der Analyse die Annahme der vollstän-
digen Markttransparenz aufgegeben wird“. Siehe hierzu stellvertretend Arrow 
(1963, S. 951) am Beispiel der medizinischen Versorgung oder – allgemein – 
Pratt/Zeckhauser (1985, S. 4). Siehe hierzu auch Sinn (1989). 

14  Zudem gibt es Marktkonstellationen, bei denen Informationsungleichheiten auf bei-
den Marktseiten vorliegen, wie dies etwa auf den Arbeitsmarkt zutrifft. Siehe hierzu 
Meyer (1990, S. 105). 

15  Siehe stellvertretend Vahrenkamp (1991, S. 39). Nach Kristein/Schäfer (2006, S. 6) 
„ist es eine gesicherte Erkenntnis der ökonomischen Theorie, dass Wettbewerbs-
märkte versagen können, wenn die Marktseiten asymmetrisch informiert sind. Selbst 
wenn Käufer und Verkäufer perfekt rational sind und es keine Preissetzungsmacht 
gibt, können die Marktergebnisse ineffizient sein“. 
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zuverlässig einschätzbar ist, d.h. der Verkäufer eines Gebrauchtwagens ist auf-
grund der zurückliegenden Nutzung sehr gut über den Zustand seines Fahr-
zeugs informiert, während der Käufer lediglich weiß, dass auf dem Markt mit 
Fahrzeugen unterschiedlicher Qualität zu rechnen ist.16 Dies führt wiederum 
dazu, dass die Käufer ihre Zahlungsbereitschaft lediglich an der von ihnen sub-
jektiv erwarteten Durchschnittsqualität der am Markt verfügbaren Gebraucht-
wagen ausrichten.17 Würde im Unterschied dazu – folgt man Linde und Stock 
(2011, S. 39) – eine symmetrische Informationsverteilung vorliegen, „könnte 
für jedes einzelne Auto leicht ein der Qualität entsprechender Preis festgesetzt 
werden. Da dem nun nicht so ist, bietet sich dem Verkäufer die Möglichkeit, 
das auszunutzen und seinen Wagen mit geringer Qualität als einen guten Wa-
gen auszugeben und ihn zu einem höheren als dem eigentlich angemessenen 
Preis anzubieten“.18 Dies ist der Grund, warum Akerlof (1970, S. 489) von die-
sen Fahrzeugen als „Lemons“ spricht. 

Liegt eine asymmetrische Informationsverteilung, wie am Beispiel des Ge-
brauchtwagenmarktes illustriert, vor, kann es jedoch zu einem Marktversagen 
kommen. So ist nicht nur zu vermuten, dass es zu einigen wenigen Fehlkäufen 
kommt, bei denen der Verbraucher nach dem Kauf enttäuscht feststellen muss, 
dass er einen gemessen an der Qualität des Fahrzeugs zu hohen Preis gezahlt 
hat. Vielmehr ist aus informationsökonomischer Sicht mit einem dergestalt sys-
tematischen Problem zu rechnen, dass kein einziger qualitativ höherwertiger 
Gebrauchtwagen verkauft wird. Als verantwortlich hierfür gilt, dass der Kauf 
eines qualitativ schlechten Fahrzeugs die vom Käufer wahrgenommene Durch-
schnittsqualität der am Markt angebotenen Gebrauchtwagen insofern negativ 
beeinflusst, wie die bisherige Qualitätserwartung und damit auch die bislang 
bestehende Zahlungsbereitschaft nach unten korrigieren werden. Daraus lässt 
sich die allgemeine Schlussfolgerung ableiten, dass „wenn zu viele Einheiten 
geringer Qualität auf dem Markt sind, es für die Anbieter von Qualität schwierig 
wird, ihre Produkte zu einem angemessenen Preis zu verkaufen“.19 Die Existenz 
von Händlern mit schlechter Produktqualität führt dazu, dass die Nachfrager 
hinsichtlich der Anbieter guter Qualität nicht bereit sind, einen solchen Preis zu 
zahlen, der gemessen an der hohen Produktqualität angemessen wäre. Dies hat 

 
16  Oder mit den Worten von Kirstein/Schäfer (2006, S. 4): „Der Käufer hat weniger 

Informationen über den Zustand des Autos zur Verfügung als der Vorbesitzer oder 
der professionelle Händler“. Akerlof (1970, S. 500) stellt hierzu grundsätzlich fest: 
„(T)he difficulty of distinguishing good quality from bad is inherent in the business 
world”. 

17  Nach Spence (1977) kann es selbst dabei noch zu optimistischen Qualitätseinschät-
zungen kommen. 

18  Siehe für die Beschreibung des Käuferverhaltens unter der Annahme symmetrisch 
verteilter Information auch Akerlof (1970, S. 492).  

19  Vgl. Linde/Stock (2011, S. 40) mit zusätzlichem Verweis auf Varian (2007, S. 829). 
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zur Konsequenz, dass die guten Angebote durch die schlechten verdrängt wer-
den.20 

Diese Art von negativer Auslese, bei der die Angebote schlechter Qualität zu 
Lasten jener von guter Qualität zunehmen, tritt immer dann auf, wenn die Ver-
braucher nicht in der Lage sind, sich die benötigten Qualitätsinformationen zu 
beschaffen.21 Das hat zur Konsequenz, dass die Verbraucher vorhandene Qua-
litätsunterschiede im Angebot nicht angemessen wahrnehmen, oder sie aus 
demselben Grund nicht gewillt sind, die in höheren Angebotspreisen enthalte-
nen Qualitätsprämien zu zahlen. Das Auftreten entsprechender Marktineffizi-
enzen werden im Rahmen der Informationsökonomik bekanntermaßen unter 
den Begriff der „Adversen Selektion“ gefasst. Dieses wahlweise als „Negativ-
auslese“ oder „Gegenauslese“ bezeichnete Phänomen bedeutet, dass „die in-
formierte Marktseite systematisch anders reagiert als die uninformierte“.22 Es 
trägt dazu bei, dass die am Markt angebotenen Güter und Dienstleistungen 
nicht das gesamte (wohlfahrtsoptimale) Qualitätsspektrum abdecken. Vielmehr 
wird das Angebot systematisch zugunsten von Produkten mit schlechter Quali-
tät verzerrt. Zusätzlich verstärkt werden kann diese Marktineffizienz durch ein 
als „Moral Hazard“ bezeichnetes Verhalten der Anbieter. Mit dem Begriff des 
„moralischen Risikos“ (besser: „moralische Versuchung“) wird allgemein ein 
Sachverhalt umschrieben, bei dem sich Marktakteure aufgrund ökonomischer 
Fehlanreize verantwortungslos oder leichtsinnig verhalten und damit ein beste-
hendes Risiko verstärken. Bezogen auf das Problem asymmetrischer Information 
verweist dies auf die für Verbraucher bestehende Gefahr, dass Anbieter einsei-
tig in offensichtliche Produktmerkmale investieren, während nicht sichtbare – 
jedoch wichtige – vernachlässigt werden und es so zu einer „für den Verbrau-
cher nachteiligen Verschiebung zwischen einzelnen Qualitätsmerkmalen“23 
kommt. 

 

 
20  Bei Akerlof (1970, S. 489f.) heißt es hierzu: „Gresham's law has made a modified 

reappearance. For most cars traded will be the ‘lemons’, and good cars may not be 
traded at all. The ‘bad’ cars tend to drive out the good (in much the same way that 
bad money drives out the good)”. 

21  Siehe hierzu auch Hopf (1983, S. 76). 
22  Vgl. Kirstein/Schäfer (2006, S. 8), die zudem am bekannten Beispiel des Gebraucht-

wagenmarkts ausführen: „Jeder Akteur auf der informierten Marktseite kennt […] 
die tatsächliche Qualität seines angebotenen Wagens. Die Anbieter werden daher 
bei der Festlegung ihrer Abgabepreisuntergrenze nicht die durchschnittlichen, son-
dern ihre tatsächlichen Stückkosten ansetzen. Anbieter hoher Qualität werden sich 
[…] vom Markt zurückziehen, selbst wenn ein Konsument seine maximale Zahlungs-
bereitschaft für die Durchschnittsqualität bietet. […] Die einzigen Anbieter, die sein 
Angebot annehmen werden, sind die mit schlechter Qualität“. 

23  Vgl. Mitropoulos (1996, S. 336). Im Fall des Gebrauchtwagenmarktes liegt die „mo-
ralische Versuchung“ für die Anbieter etwa darin, vorrangig für eine tadellose Optik 
des Fahrzeugs zu sorgen und demgegenüber die hohe Reparaturanfälligkeit des Mo-
tors zu verschweigen. 
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Ein Ausgleich bestehender Informationsasymmetrien am Markt wird zum einen 
durch den privaten Charakter des Gutes „Information“ als Kuppelprodukt des 
Herstellungs- bzw. Bereitstellungsprozesses von Gütern und Dienstleistungen 
behindert. Aus informationsökonomischer Sicht sind es die damit einhergehen-
den versteckten Eigenschaften von Produkten („hidden characteristics“), die 
das Informationsdefizit der Verbraucher ausmachen und auch durch Suchakti-
vitäten nur unzureichend – wenn überhaupt – ausgeglichen werden können.24 
Für die Grenzen der Informationssuche ist hierbei ausschlaggebend, dass auch 
das Angebot von Information durch das Auftreten einer ungleichen Informati-
onsverteilung gekennzeichnet ist. Entsprechend bezeichnet Hopf (1983, S. 76) 
Informationsangebote selbst als ein typisches „Lemon-Gut“. Dies nicht allein 
deswegen, weil die Anbieter von Information über einen Informationsvorsprung 
gegenüber den Nachfragern verfügen. Darüber hinaus „können sich die Nach-
frager über das Informationsgut nur wirklich eingehend informieren, wenn der 
Anbieter es – zumindest teilweise – schon vor dem Kauf preisgibt“.25 Für eine 
solche Offenlegung gegenüber dem potentiellen Käufer besteht aus Sicht des 
Anbieters jedoch keinerlei Anreiz, da die Information auf diese Weise ihre Ex-
klusivität und damit ihren Marktwert einbüßen würde.  

Neben dem privaten Charakter von Informationen, der eine asymmetrische In-
formationsverteilung am Markt begünstigen kann, hat das Gut Information zu-
dem auch Eigenschaften eines öffentlichen Gutes, die sich negativ auf die Be-
reitstellung von Informationen ebenso wie die Informationssuche der Verbrau-
cher auswirken. Die öffentlichen Gutseigenschaften drücken sich zum einen da-
rin aus, dass Informationen nicht rivalisierend im Gebrauch sind, d.h. sie können 
ohne Wertverlust fortlaufend von immer noch weiteren Verbrauchern genutzt 
werden.26 Noch deutlicher zeigt sich der öffentliche Gutscharakter von Infor-
mation zum anderen immer dann, wenn die Möglichkeit zum Erfahrungs- und 
damit Informationsaustausch zwischen den Verbrauchern besteht, wie dies 
etwa in unterschiedlicher Form über das Internet oder diverse Social-Media-Ka-
näle gegeben ist. Soweit dabei die Informationsbeschaffung mit Kosten verbun-
den ist und die gesammelten Informationen anschließend allgemein zugänglich 
sind, lohnt sich aus individueller Sicht die im Zusammenhang mit der Bereitstel-
lung von öffentlichen Gütern bekannte Strategie des Freifahrerverhaltens.27 
Machen sich die Verbraucher ein solches strategisches Verhalten mehrheitlich 
zu eigen, werden die für präferenzgerechte Kaufentscheidungen benötigten In-
formationen nicht oder zumindest nicht in ausreichender Menge zur Verfügung 

 
24  Siehe zu den versteckten Eigenschaften von Produkten auch Göbel (2002, S. 98ff.). 
25  Vgl. Linde/Stock (2011, S. 42f.). 
26  Siehe hierzu auch Kuhn (2005, S.2), der in diesem Zusammenhang auf die für solche 

Gutseigenschaften grundlegende These der „Tragedy of the Commons“ von Hardin 
(1968) verweist. 

27  Zu öffentlichen Gütern und Freifahrerverhaltens etwa Zimmermann et al. (2017, 
S. 56ff.). 
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stehen. Sowohl ein suboptimales Informationsangebot als auch eine zu geringe 
Informationsnachfrage können jedoch dazu führen, dass eine Überwindung be-
stehender Informationsasymmetrien auf einem Markt verhindert wird. 

2.3  
Unterschiedliche Informationseigenschaften von Gütern 

Um die Anknüpfungspunkte für eine Verbraucherpolitik genauer zu bestim-
men, ist es aus informationsökonomischer Sicht zweckmäßig zwischen ver-
schiedenen Informationseigenschaften von Gütern zu unterscheiden.28 Der 
Grund für diese Differenzierung liegt zum einen in der Annahme, dass das Aus-
maß von Informationsproblemen und die damit einhergehenden Transaktions-
kosten in Abhängigkeit von den jeweiligen Gütereigenschaften variieren. Zum 
anderen soll das von einem Verbraucher empfundene Informationsdefizit sowie 
die Möglichkeit zu seiner Reduzierung im Wesentlichen vom (1) Umfang der 
Beurteilung der Leistungseigenschaften eines Gutes oder einer Dienstleistung 
sowie (2) dem Zeitpunkt, wann diese Beurteilung erfolgen kann, abhängen. Vor 
diesem Hintergrund hat sich im Rahmen der Informationsökonomik die Klassi-
fikation von Gütern gemäß ihrer sogenannten Such-, Erfahrungs- und Vertrau-
enseigenschaften etabliert29, mittels deren wiederum ein unterschiedliches 
Kaufverhalten von Konsumenten begründet wird (siehe hierzu auch Tabelle 1). 

Das Ausmaß, in dem die Leistungseigenschaften eines Gutes oder einer Dienst-
leistung bewertet werden können, ist weitgehend – wenn auch nicht vollstän-
dig – von der subjektiven Wahrnehmung und dem Beurteilungsvermögen des 
Verbrauchers abhängig. Dabei bewirkt nach Kuhlmann (2001, S. 220f.) ein ho-
hes Fachwissen des Konsumenten, „dass – bei gegebenen Gütermerkmalen – 
der Anteil der Suchmerkmale steigt und derjenige der Erfahrungs- und Vertrau-
ensmerkmale sinkt“.30 Die drei Typen von Informationseigenschaften sind wie-
derum nicht als ein „entweder oder“ zu verstehen, wie Tabelle 1 suggerieren 
könnte, sondern müssen als komplementär angesehen werden, d.h. bei jedem 

 
28  Siehe hierzu und zu den nachfolgenden Ausführungen etwa Basci (2000, S. 28ff.) 

oder auch Kollmann/Kuckertz (2009, S. 55ff.). 
29  Siehe Kuhlmann (1990, S. 48). Die Kategorisierung von Gütern nach ihrem Informa-

tionsaufwand in Such- und Erfahrungsgüter geht ursprünglich auf Nelson (1970) 
und Nelson (1974) zurück und wurde von Darby/Karni (1973) um die Kategorie der 
Vertrauensgüter ergänzt. Für eine zusammenfassende Darstellung siehe auch Wei-
ber/Adler (1995b). Für empirische Untersuchungen, die sich mit dem jeweiligen Ver-
hältnis von Such-, Erfahrungs- und Vertrauenseigenschaften bei ausgewählten Gü-
tern und Dienstleistungen beschäftigen, siehe stellvertretend Kaas/Busch (1996, 
S. 245ff.) oder auch Adler (1996, S. 215ff.). 

30  Siehe hierzu auch Kaas/Busch (1996, S. 244), denen zufolge bestimmte Produktei-
genschaften unabhängig von subjektiven Einschätzungen gleichermaßen gut oder 
schlecht von den Konsumenten überprüft werden können, wie dies etwa auf das 
Design eines Gutes zutrifft, bei dem die Informationslage für alle objektiv gegeben 
ist. 
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Kauf sind in aller Regel sämtliche drei Eigenschaften – wenn auch in unter-
schiedlichen Anteilen – vorhanden.31 

Tabelle 1: Verschiedene Informationseigenschaften von Gütern 

 Zeitpunkt der Eigenschaftsbeurteilung 

  vor dem Kauf nach dem Kauf 

Beurteilbarkeit 
von Leistungsei-
genschaften 

möglich Sucheigenschaften Erfahrungseigen-
schaften 

nicht 
möglich 

Erfahrungs- bzw. Ver-
trauenseigenschaften 

Vertrauenseigen-
schaften 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Weiber (1996, S. 72). 

Danach lassen sich Käufe von Gütern und Dienstleistungen immer dann als 
Suchkäufe klassifizieren, bei denen die Sucheigenschaften dominieren. Über-
wiegen demgegenüber die Erfahrungs- oder Vertrauenseigenschaften, handelt 
es sich um Erfahrungs- oder Vertrauenskäufe. Dieser Zusammenhang wird häu-
fig mittels des sogenannten informationsökonomischen Dreiecks dargestellt 
(siehe Abbildung 2), in dessen Rahmen sich jeder Kaufprozess entsprechend 
verorten lässt. Inwieweit es sich bei einem Gut um einen Such-, Erfahrungs- und 
Vertrauenskauf handelt, wird gemäß Kaas und Busch (1996, S. 244) folglich 
durch die (subjektive) Gewichtung der einzelnen Eigenschaftstypen bei der Pro-
duktbeurteilung und der Kaufentscheidung bestimmt. 

Das Problem der Informationsasymmetrie und die damit verbundenen Phäno-
mene der Adversen Selektion und des Moral Hazard betrifft nicht alle Güter und 
Dienstleistungen in gleicher Weise. Vielmehr sind hiervon in erster Linie solche 
Produkte betroffen, deren „Qualität erst bei ihrer Nutzung festgestellt werden 
kann und die selten oder von häufig wechselnden Anbietern (Laufkundschaft) 

 
31  Am Beispiel eines Laib Brot erläutern dies Linde/Stock (2011, S. 44) wie folgt: „Mö-

gen die Farbe der Kruste und der Geruch des Brotes noch eine Sucheigenschaft sein, 
so ist der Geschmack bereits eine Erfahrungseigenschaft, die sich erst nach dem 
Kauf beim Verzehr erschließt. Ob das Brot dann auch wirklich, so wie ausgezeichnet, 
biologisch erzeugt wurde, lässt sich durch den Konsumenten nicht wirklich abschlie-
ßend feststellen“. Angesichts des Sachverhaltes, dass die Grenzen zwischen den Gü-
tereigenschaften fließend sind, spricht Stigler (1987, S. 244) auch von „borderline 
goods“.  
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erworben werden“.32 Hierzu zählen Produkte mit einem hohen Anteil an Er-
fahrungseigenschaften (z.B. Geschmack von Lebensmitteln, Qualität von Res-
taurants oder Friseurleistungen), bei denen erst nach dem Kauf und durch den 
Gebrauch festgestellt werden kann, ob sie zur Befriedigung der Bedürfnisse des 
Konsumenten geeignet sind, da eine Beurteilung der Produktqualität vor dem 
Kauf als nicht möglich gilt oder nur zu sehr hohen Kosten möglich wäre. Damit 
können potenzielle Mängel oder Gefahren, die mit der Nutzung des Produktes 
verbunden sind, eventuell zu spät bemerkt werden.  

Abbildung 2: Das informationsökonomische Dreieck 

 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Weiber und Adler (1995b, S. 100). 

Erläuterung: Mit Hilfe des informationsökonomischen Dreiecks soll dargestellt werden, 
dass Güter oder Dienstleistungen aus der Sicht eines Verbrauchers grundsätzlich alle 
drei Informationseigenschaften (Such-, Erfahrungs-, Vertrauenseigenschaft) aufweisen. 
Unterschiede zwischen den Käufen einzelner Güter oder Dienstleistungen resultieren 
lediglich aus den jeweiligen Anteilen der drei genannten Eigenschaften eines Produkts. 
In Anbetracht dessen sind die Eckpunkte des Dreiecks, d.h. reine Such-, Erfahrungs- 
oder Vertrauenskäufe, bei denen eine der drei Informationseigenschaften ausschließlich 
auftritt, lediglich hypothetischer Natur und in dieser Form in der Realität nicht vorzufin-
den. Sie dienen vielmehr allein dazu, um reale Käufe innerhalb des Dreiecks verorten zu 
können. 

 
32  Vgl. Sinn (1989, S. 82). Siehe hierzu auch Kuhlmann (1990, S. 48) sowie Wein 

(2001, S. 84). 
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Bei durch einen hohen Anteil an Erfahrungseigenschaften gekennzeichneten 
Gütern oder Dienstleistungen fallen Opportunitätskosten an, die sich im ent-
gangenen Nutzen gegenüber der besten bereits bekannten Qualität nieder-
schlagen. Der Verbraucher ist folglich nicht vor etwaigen Enttäuschungen nach 
dem Konsum des Produktes geschützt, womit sich ein spezifisches Glaubwür-
digkeitsproblem verbindet. Die bei diesen Gütern oder Dienstleistungen anfal-
lenden Informationskosten sind nicht identisch, sondern können unterschied-
lich ausfallen, je nachdem wie hoch die Kosten des Ausprobierens sind.33 Wäh-
rend diese Kosten etwa im Fall eines Restaurant- oder Friseurbesuchs als ver-
gleichsweise niedrig eingestuft werden können, gilt dies nicht in gleicher Weise 
für die Nutzung elektrischer oder technischer Geräte (z.B. Radios, Fernseher, 
Autos). Die Informationskosten sind im letztgenannten Fall deutlich höher zu 
veranschlagen, da bei Gütern dieser Art weder im Vorhinein bekannt ist, ob sie 
die eigenen Bedürfnisse befriedigen, noch ob mit ihrem Gebrauch spezifische 
Gefahren verbunden sind. Unabhängig von der Höhe der jeweiligen Informati-
onskosten können im Fall von Erfahrungsgütern aus Sicht der Informationsöko-
nomik entsprechende Maßnahmen, die auf eine Reduzierung des Informations-
aufwands für den Konsumenten abzielen, direkt am Produkt ansetzen. 

Ein noch größeres Gefahrenpotenzial verbindet sich mit solchen Gütern oder 
Dienstleistungen, die einen hohen Anteil an Vertrauenseigenschaften aufwei-
sen (z.B. pharmazeutische Produkte, Rechtsberatung, Arztbesuche). Bei diesen 
Produkten erschließen sich dem Konsumenten deren Eigenschaften selbst nach 
dem Kauf durch den Gebrauch nicht, d.h. die mit dem Konsum dieser Güter 
oder Dienstleistungen gemachten Erfahrungen bieten keine unmittelbare Evi-
denz für eine gute oder schlechte Qualität der erworbenen Leistung. Die Qua-
lität könnte vielmehr nur dann bestimmt werden, wenn das Produkt entweder 
ständig oder in (sehr) großer Menge konsumiert werden würde, was jedoch 
nicht der Fall ist. Das Ergebnis wären erhebliche Informationskosten, um die 
Qualität der entsprechenden Güter oder Dienstleistungen zu überprüfen, da 
das hierfür benötigte Wissen durch den Verbraucher entweder nicht in ange-
messener Zeit oder nur zu sehr hohen (bzw. prohibitiv hohen) Kosten erlangt 
werden kann.34 Entsprechende Bemühungen wären mit Kosten verbunden, die 

 
33  Siehe hierzu und zu den nachfolgenden Überlegungen Tirole (1990, S. 106) sowie 

Wein (2001, S. 89). 
34  Darby/Karni (1973, S. 69) stellen diesbezüglich fest: „Credence qualities […] are ex-

pensive to judge even after purchase”. Dabei kann die Qualität eines Produktes mit 
ausgeprägten Vertrauenseigenschaften auch von solchen Faktoren abhängen, die 
selbst von den Anbietern nicht beeinflusst werden können. Auch darauf haben 
Darby/Karni (1973, S. 69) bereits wie folgt hingewiesen: „Credence qualities arise 
whenever a good is utilized either in combination with other goods of uncertain 
properties to produce measurable output or in a production process in which out-
put, at least in a subjective sense, is stochastic, or where both occur”.   
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nicht mit dem Nutzen des Produktes in Einklang stünden.35 Gemäß ihrer Be-
zeichnung handelt es sich also um eine Eigenschaftsform, bei der Vertrauen von 
herausgehobener Bedeutung ist, da der Verbraucher im Normalfall nicht her-
ausfinden wird, ob das mit dem angebotenen Produkt verbundene Leistungs-
versprechen zutrifft oder auf falschen Angaben beruht. Die Informationsasym-
metrie ist bei Gütern oder Dienstleistungen mit ausgeprägten Vertrauenseigen-
schaften folglich noch höher, als dies bereits bei solchen mit einem erheblichen 
Anteil an Erfahrungseigenschaften der Fall ist. Die Vertrauenseigenschaften sor-
gen zudem dafür, dass Maßnahmen zum Abbau von Informationsasymmetrien 
nicht direkt an den Produkten selbst anknüpfen können. Um die Informations-
kosten für den Verbraucher zu verringern, müssten vielmehr die Leistungser-
bringer notwendigen Regulierungen unterworfen werden. 

Aus den mit Erfahrungs- und Vertrauenseigenschaften von Gütern oder Dienst-
leistungen einhergehenden Informationsproblemen leitet sich eine vergleichs-
weise hohe Schutzbedürftigkeit des Verbrauchers ab. Der Grund hierfür ist, dass 
sich den Anbietern von Produkten mit diesen Eigenschaften „große Möglich-
keiten zu strategischem Verhalten [bieten], denn sie müssen nicht befürchten, 
dass Qualitätsverschlechterungen in der Leistung schnell erkannt werden und 
damit zu Erlöseinbußen führen“.36 Demgegenüber benötigt der Verbraucher 
bei Gütern, die überwiegend durch Sucheigenschaften gekennzeichnet sind, 
weniger oder keinerlei Schutz. Vielmehr kann der Konsument hier in der Regel 
zu geringen Kosten erkennen, ob das Produkt seinen Bedürfnissen und Quali-
tätspräferenzen entspricht und ob sich aus seinem Gebrauch wirtschaftliche 
oder gesundheitliche Gefahren ergeben.37 Eine Sucheigenschaft ist folglich 
dadurch gekennzeichnet, dass man diese bereits vor dem Kauf – und nicht erst 
danach – überprüfen kann (z.B. der Preis eines Produkts, das Material eines 
Möbelstücks, Form und Farbe von Kleidung). Anfallende Informationskosten 
zur Überwindung bestehender Qualitätsunsicherheiten beschränken sich da-
rauf, dass die Suche des Produkts sich zeitaufwendig gestaltet. Es fallen jedoch 
keinerlei Prüf- und Testkosten an, da Güter oder Dienstleistungen mit einem 
überwiegenden Anteil an Sucheigenschaften mehr oder weniger „für sich selbst 
sprechen“ und man insofern nicht Gefahr läuft, vor der Transaktion falschen 
Tatsachen aufzusitzen.38 Entsprechend bedarf es auch nicht gesonderter Maß-

 
35  Nach Basci (2000, S. 32) bedeutet dies, dass „eine restlose Sicherheit über die Zu-

kunft mit keinem Preis erkauft werden kann“. 
36  Vgl. Linde/Stock (2011, S. 46), die diesbezüglich zudem auf Hauser (1979) verwei-

sen. 
37  Siehe Kuhlmann (1990, S. 48). Siehe hierzu grundlegend auch Nelson (1970, 

S. 312). Bisweilen werden Güter mit überwiegenden Sucheigenschaften auch als 
„Inspektionsgüter“ bezeichnet, wie dies etwas bei Stigler (1987, S. 244) der Fall ist. 

38  Entsprechend stellt auch Basci (2000, S. 30) diesbezüglich fest: „Bei solchen Gütern 
braucht sich der Konsument […] keine Sorgen zu machen, dass ihn nach dem Kauf 
des Produktes eine ‚böse Überraschung‘ erwartet“. 
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nahmen zur Effizienzverbesserung der Marktergebnisse, da keine nennens-
werte Informationsasymmetrie vorliegt. Vielmehr können sich – folgt man Ku-
chinke (2000, S. 3) - sowohl „der Verkäufer als auch der Käufer […] über die 
Qualität dieser Güter vor Vertragsabschluss in gleicher Weise informieren“. Die 
zum Treffen einer rationalen Kaufentscheidung benötigten Informationen er-
schließen sich in ausreichender Form allein über die Inspektion des Gutes selbst. 

Vor dem Hintergrund der zurückliegenden Ausführungen und in Ergänzung des 
informationsökonomischen Dreiecks (Abbildung 2) können die Eigenschaften 
von Gütern und Dienstleistungen in Abhängigkeit von potentiellen Informati-
onsasymmetrien zusammenfassend wie in Tabelle 2 dargestellt werden. 

Tabelle 2: Produkttypen gemäß unterschiedlicher Informationseigenschaften 
    in Abhängigkeit von potentiellen Informationsasymmetrien 

Produkttypen ge-
mäß Informations-

eigenschaft 

Die Qualität ist für 
den Verbraucher… 

Grad der potentiellen  
Informationsasymmetrie 

vor dem Kauf nach dem Kauf 

Güter mit über-
wiegend Suchei-

genschaften 

…vor dem Kauf er-
kennbar. Sie ist vor 
dem Konsum und 
ohne zusätzliche 
Kosten ermittelbar. 

keine keine 

Güter mit über-
wiegend Erfah-

rungseigenschaf-
ten 

… erst nach dem 
Kauf bzw. nach 
dem Konsum zu er-
kennen. Es fallen 
keine zusätzlichen 
Kosten bei der Qua-
litätsfeststellung an. 

mittel keine 

Güter mit über-
wiegend Vertrau-
enseigenschaften 

… nach dem Kauf 
und nach längerem 
Konsum zu erken-
nen. Es fallen zu-
sätzliche Kosten bei 
der Ermittlung der 
Qualität an. 

hoch vorhanden 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Kuchinke (2000, S. 4). 
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Mit Tabelle 2 verbindet sich zugleich ein Hinweis auf verbraucherpolitische An-
knüpfungspunkte: Überall dort, wo Informationsasymmetrien bestehen, die zu 
ausgeprägten Erfahrungs- und Vertrauenseigenschaften bei Gütern und Dienst-
leistungen führen, besteht ein potentieller Bedarf zum Schutz der finanziellen 
und/oder gesundheitlichen Interessen der Verbraucher. Diese Aussage ist auch 
dann noch zutreffend, wenn man die in Tabelle 2 angeführten Informationsei-
genschaften von Produkten als dynamisch interpretiert.39 Mit dieser Perspek-
tive verbindet sich allerdings die Einsicht, dass Such-, Erfahrungs- oder auch 
Vertrauenseigenschaften von Gütern und Dienstleistungen keine objektiven 
Merkmale sind, sondern diese vielmehr der subjektiven Bewertung von Verbrau-
chern unterliegen.40 Bestätigt wird dies durch die empirische Erfahrung, dass 
sich bei Wiederholungskäufen nicht selten Verschiebungen im Verhältnis der 
drei Informationseigenschaften bei ein und demselben Produkt beobachten las-
sen.41 Die subjektiven Bewertungen fallen dabei nicht nur zwischen einzelnen 
Verbrauchern unterschiedlich aus, sondern können auch bei einem einzelnen 
Verbraucher über die Zeit variieren. Mit der dynamischen Betrachtung verbindet 
sich folglich die Erkenntnis, dass bestehende Informationsasymmetrien nicht 
selten einem erfahrungsgeleiteten Wandel unterliegen. Damit relativiert sich je-
doch keineswegs die Bedeutung, die solchen Asymmetrien als Anknüpfungs-
punkt für das verbraucherpolitische Handeln zukommt.42   

 
39  Siehe zu solch einer dynamischen Perspektive etwa Kollmann/Kuckertz (2009, 

S. 58ff.).  
40  Während Nelson (1970) ebenso wie Darby/Karni (1973) noch davon ausgingen, dass 

es sich hierbei um objektive Eigenschaften von Produkten handelt, sind diese nach 
Weiber/Adler (1995b) das Ergebnis subjektiver Werturteile der Verbraucher. Siehe 
hierzu auch Fließ (2004, S. 37). 

41  Siehe hierzu etwa Adler (1996, S. 201f.).   
42  Siehe stellvertretend Jaquemoth/Hufnagel (2018, S. 26f.).   
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3  
Informationsökonomische Anknüpfungspunkte für eine Verbrau-
cherpolitik 

Auf eine einfache Formel gebracht, sind Maßnahmen, die dem Schutz von Ver-
braucherinteressen dienen, aus informationsökonomischer Sicht immer dann 
gerechtfertigt, wenn Konsumenten bestehenden Informationsasymmetrien 
ausgesetzt sind. Ein Ausgleich solcher Informationsdefizite kann die Effizienz 
von Marktergebnissen im Sinne einer Steigerung des Verbrauchernutzens ver-
bessern. Liegen demgegenüber keine nennenswerten Informationsasymmet-
rien vor, bedarf es keiner Korrekturen des Marktgeschehens zugunsten des 
Konsumenten. Die zum Treffen rationaler Kaufentscheidungen notwendigen 
Informationen erschließen sich ihm vielmehr über die Inspektion eines Produk-
tes selbst. Soweit dabei Kosten entstehen, sind diese Ergebnis der Suche nach 
und der Prüfung von alternativen Anbietern und Produkten. Markteingriffe 
würden hier zu keinen Effizienzverbesserungen, sondern tendenziell zu Wohl-
fahrtseinbußen führen. Letzteres kann allerdings auch für all jene Fälle gelten, 
in denen zwar Informationsasymmetrien zu Marktverzerrungen führen, der 
Wohlfahrtsgewinn entsprechender Regulierungen zur Verbesserung der Quan-
tität und Qualität von Produktinformationen jedoch zweifelhaft ist. Dies gilt im-
mer dann, wenn die mit der Bereitstellung von mehr Informationen verbunde-
nen Zusatzkosten den marginalen Nutzen einer verbesserten Informationslage 
der Verbraucher übersteigen.43 Diese einfache Sichtweise einer informa-
tionsökonomischen Rechtfertigung verbraucherschützender Maßnahmen in 
Abhängigkeit von der Ausprägung ungleich verteilter Informationen zwischen 
den beiden Marktseiten bedarf jedoch einer differenzierteren Betrachtung, was 
Gegenstand der nachfolgenden Ausführungen ist.  

3.1  
Verbraucherschutz mittels Marktlösungen 

Auch wenn sich aus dem Vorliegen asymmetrischer Information ein verbrau-
cherpolitischer Regulierungsbedarf ableiten lässt, muss dies nicht zwangsläufig 
zu staatlichen Markteingriffen führen. Vielmehr hat sich eine Reihe von Ökono-
men44 mit der Möglichkeit einer marktlichen Lösung der Probleme von Adver-
ser Selektion und Moral Hazard beschäftigt. Von Bedeutung ist hierbei die Un-
terscheidung zwischen „Screening“ und „Signaling“. Während beide Formen 
von Marktaktivitäten in gleicher Weise dazu beitragen können, dass nicht 
„Asymmetrien zu den geschilderten Problemen führen und knappe Ressourcen 

 
43  Siehe Becker (2000, S. 253). Siehe auch Beales et al. (1981, S. 503). 
44  Siehe stellvertretend Hörner (2002), Spence (2002) oder auch Ungern-Stern-

berg/Weizsäcker (1981). 
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womöglich unproduktiven Verwendungen zugeführt werden“45, zeigt die Dif-
ferenzierung auf, durch welche Marktseite ein Ausgleich asymmetrisch verteil-
ter Information erfolgt. Beim Screening ist es die uninformierte Marktseite, die 
das bestehende Informationsdefizit zu überwinden versucht. Beim Signaling 
stellt demgegenüber die besser informierte Marktseite eigeninitiativ Informati-
onen zur Verfügung.46 

Die Möglichkeit zu solchen Marktlösungen wird zum einen damit begründet, 
dass Produzenten einen starken Anreiz haben, Konsumenten ausreichend mit 
Informationen zu versorgen. Dies gilt insbesondere unter der Annahme, dass 
Konsumenten – soweit es keine zusätzlichen Informationsangebote gibt – dazu 
neigen, auf einem Markt angebotene Produkte als mehr oder weniger identisch 
(z.B. als „durchschnittlich“) zu bewerten. In einer solchen Situation ist es für 
Anbieter von „überdurchschnittlichen“ Produkten lohnend, tatsächlich beste-
hende Qualitätsunterschiede zu Konkurrenzprodukten geringer Qualität eigen-
ständig offen zu legen.47 Damit wird die freiwillige Bereitstellung von zusätzli-
chen Informationen zu einem zentralen Instrument des Ausgleichs bestehender 
Informationsasymmetrien. Es wird dabei ein positiv-linearer Zusammenhang 
zwischen dem Umfang an verfügbaren Informationen und dem Treffen präfe-
renzgerechter Kaufentscheidung des Verbrauchers unterstellt: Stehen der an-
fangs schlechter informierten Marktseite mehr Informationen zur Verfügung, 
steigt die Qualität des Entscheidungsverhaltens (siehe Abbildung 3). 

Die Produzenten verfügen dabei über verschiedene – direkte wie indirekte – 
Möglichkeiten der freiwilligen Informationsbereitstellung. In diesem Zusam-
menhang wird etwa in der Emission von glaubhaften Qualitätssignalen seitens 
der Unternehmen ein bedeutendes Instrument der marktlichen Lösung von In-
formationsproblemen gesehen. Hierzu gehören vor allem der Aufbau von Re-
putation und die Investition in einen Markennamen, die beide eine indirekte 
Form der Informationsbereitstellung darstellen.48  

 
45  Vgl. Kuchinke (2000, S. 6). Siehe zur genannten Unterscheidung auch Fritsch et al. 

(2014, S. 245ff.). 
46  Im Kontext des vorliegenden Beitrags gelten die Nachfrager als die uninformierte 

Marktseite, während die Anbieter von Gütern und Dienstleistungen die besser in-
formierte Marktseite repräsentieren. Darauf, dass dies nicht für alle Märkte gilt, 
wurde bereits an früherer Stelle hingewiesen. 

47  Siehe etwa Beales et al. (1981, S. 502). 
48  Zur Bedeutung von Reputation und Markennamen stellen etwa Bernajee/Duflon 

(2020, S. 116f.) fest: „Es ist kein Zufall, dass Gucci, ursprünglich ein Hersteller hoch-
wertiger Lederwaren, heute eine stark diversifizierte Produktpalette anbietet, die 
von Autositzen bis Parfüms reicht, und dass Ferrari, ursprünglich ein Sportwagen-
hersteller, heute Brillen und Laptops verkauft. Käufer von Gucci-Parfüms oder Fer-
rari-Laptops erwarten von diesen Markennahmen vermutlich keine besonders inno-
vativen Produkte. Vielmehr verlassen sie sich darauf, dass Gucci und Ferrari ihr guter 
Name so viel bedeutet, dass sie keine qualitativ minderwertigen Produkte verkaufen 
würden […]“. Und bezüglich der Bedeutung für den Anbieter heißt es weiter: „Der 
Nutzen eines Markennamens besteht darin, dass er Konkurrenten abwehrt“ 
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Abbildung 3: Zusammenhang zwischen der Menge an verfügbaren Informati-
     onen und der Qualität der Kaufentscheidung  

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

Erläuterung: Es wird aus informationsökonomischer Sicht davon ausgegangen, dass die 
Qualität der Kaufentscheidung (QE) eines Konsumenten positiv-linear mit der Menge 
an Informationen (IM) variiert, die dem Konsumenten vor dem Kauf zur Verfügung ste-
hen. Bei einer komparativ geringen Menge an Informationen (IM1) und einem insofern 
relativ großen Informationsdefizit (Punkt A), ist die Qualität der Kaufentscheidung (QE1) 
vergleichsweise niedrig. Steigt demgegenüber die verfügbare Menge an Informationen 
(IM2), die dem Konsumenten etwa aufgrund gesunkener Informationskosten zur Ver-
fügung steht, und verringert sich aufgrund dessen das Informationsdefizit (Punkt B), 
fällt die Qualität der Kaufentscheidung (QE2) entsprechend höher aus. 

Nach Kuchinke (2000, S. 7) steht bei dieser Variante „(d)er Name des Unter-
nehmens oder des Produktes […] dann bereits für eine bestimmte Qualität und 
erzeugt im günstigsten Fall Treue des Käufers“, so dass darüber hinaus keine 
weiteren Informationen bereitgestellt werden müssen.49 Für einen vergleichba-

 
(ebenda, S. 116). „Der herausragende Stellenwert der Reputation bedeutet, dass es 
[…] nicht nur um gute Preise, gute Ideen, niedrige Zölle und billigen Transport geht. 
Es ist für einen neuen Wettbewerber sehr schwer, in einen Markt einzutreten und 
diesen zu übernehmen, weil er anfangs noch keine Reputation besitzt“ (ebenda, 
S.118). 

49  Siehe hierzu auch Leube/Moore (1986, S. 60). In diesem Zusammenhang haben be-
reits Darby/Karni (1973, S. 81) darauf hingewiesen, dass auch die Spezialisierung auf 
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ren Ausgleich bestehender Informationsdefizite wie Reputation und Marken-
name kann die Vertriebsform des Franchising sorgen, bei welcher der Name des 
Franchisegebers als „Gütesiegel“ dient, da ein solcher Vertrag nur unter Einhal-
tung bestimmter Qualitätsstandards durch den Franchisenehmer zustande 
kommt.50  

Eine weitere Möglichkeit dieser Art von Signaling ist die (freiwillige) Gewährung 
von Garantien, die – als Qualitätsversprechen – die Überzeugung von der Qua-
lität der eigenen Produkte unterstreicht. Erklärt sich beispielsweise ein Anbieter 
dazu bereit, dass bei Abweichungen von der versprochenen Leistung eines Pro-
duktes eine vollständige Garantie bzw. ein Recht auf Umtausch besteht, stellt 
die Produktqualität aus Sicht des Konsumenten nicht länger ein Informations-
problem dar. Jedes von einer solch vollständigen Garantie abweichendes Ga-
rantieversprechen wäre ein Signal für eine möglicherweise geringe Produktqua-
lität. Demgegenüber wird durch eine uneingeschränkte Garantie seitens des 
qualitativ hochwertigen Anbieters jede Form von potentieller Fehlwahrneh-
mung durch den Konsumenten „internalisiert“.51 

Neben den genannten Formen der indirekten Bereitstellung von Information 
haben die Anbieter zudem die Möglichkeit des direkten Ausgleichs von Infor-
mationsdefiziten auf Seiten der Verbraucher. Das klassische Instrument hierfür 
ist eine (häufig praktizierte) Werbung, über die ein Produzent entsprechende 
Qualitätsinformationen zu seinen Produkten den potentiellen Käufern zukom-
men lassen kann.52 Je qualitativ hochwertiger dabei die Werbung selbst gestal-
tet ist, umso größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass die mittels Werbung darge-
botenen Informationen von den Verbrauchern auch als vertrauensvoll angese-
hen werden. Die den Anbietern von Gütern und Dienstleistungen mit den ge-
nannten – direkten wie indirekten – Maßnahmen entstehenden Kosten stellen 
eine sich freiwillig auferlegte Marktaustrittsbarriere dar, durch die der Leistungs-
erbringer das Vertrauen der Verbraucher zusätzlich erwerben kann. Zugleich 
enthalten sie eine Selbstbindung der Unternehmen, keine schlechtere als die 
angegebene Qualität anzubieten, um Sanktionen seitens der Konsumenten in 
Form des Ausweichens auf andere Anbieter bei einem Wiederholungskauf zu 
vermeiden. 

Neben dem anbieterseitigen Signaling können zum anderen aber auch die Ver-
braucher selbst bereits im Zuge von Marktlösungen aktiv nach Informationen 
über Produkte und Anbieter suchen. Dabei können Konsumenten neben dem 
direkten Einholen von Informationen bei Anbietern oder durch das Testen von 

 
ein bestimmtes Markt- oder Produktsegment ein entsprechendes Qualitätssignal 
darstellen kann. 

50  Darauf haben auch schon Darby/Karni (1973, S. 81) hingewiesen. Siehe ebenso 
Dnes (1992, S. 8ff.). 

51  Siehe hierzu auch Tirole (1990, S. 106). 
52  So auch schon früh Nelson (1974, S. 730ff.). Siehe hierzu auch Folland et al. (1997, 

S. 193ff.). 
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Produkten auch auf externe Informationsquellen zurückgreifen, zu denen unter 
anderen die Nutzung sogenannter Informationsintermediäre zählt.53 Sie kön-
nen die Rolle einer unabhängigen dritten Partei übernehmen, die Informationen 
über Produkte oder Leistungserbringer bereitstellt. Informationsintermediäre 
(z.B. Journalisten, Broker, Verbraucherverbände, Rating-Unternehmen, gemein-
nützige Einrichtungen zum Test von Waren) sind insbesondere dann von Vorteil, 
wenn eine direkte Informationsbereitstellung seitens der Anbieter nicht geeig-
net ist, bestehende Informationsasymmetrien auszugleichen. Sie besitzen vor 
allem mit Blick auf solche Güter und Dienstleistungen eine besondere Bedeu-
tung, die einen hohen Anteil von Vertrauenseigenschaften aufweisen, aber 
auch für komplexe und teure Produkte mit einem hohen Anteil an Erfahrungs-
eigenschaften, indem sie aufgrund von Skalen- und Erfahrungskurveneffekten 
die Kosten der Informationssuche senken. 

3.2  
Zur Begründung staatlicher Regulierungen 

Trotz der aufgezeigten Vielfalt an Marktlösungen zum Abbau von Informati-
onsdefiziten vermittels Signaling und Screening gelten diese allein als nicht aus-
reichend, um den Verbraucher zu schützen. Vielmehr bedarf es aus informa-
tionsökonomischer Sicht zusätzlich auch einer staatlichen Verbraucherpolitik, 
wenn die finanziellen und gesundheitlichen Interessen der Konsumenten hin-
reichend geschützt werden sollen. Zwar gilt dabei ein genereller Vorrang von 
marktlichen vor staatlichen Lösungen. Jedoch immer dann, wenn private Me-
chanismen bei der Erhöhung der Funktionsfähigkeit von Märkten mit asymmet-
rischer Informationsverteilung versagen, wird ein staatliches Eingreifen als not-
wendig angesehen. Dies kann etwa dann der Fall sein, wenn auch nach dem 
Gebrauch eines Gutes dessen Leistungsqualität vom Verbraucher nicht oder le-
diglich zu sehr hohen Kosten beurteilt werden kann oder wenn potenzielle Ge-
fahren, die mit einem Gut oder seinem Gebrauch einhergehen, sich dem Kon-
sumenten erst zu spät erschließen. Auch können marktliche Lösungen zu Fol-
geproblemen führen, die eine staatliche Regulierung erfordern, wie dies etwa 
bei der Inanspruchnahme von Informationsintermediären der Fall sein kann, bei 
denen das Problem der asymmetrischen Informationsverteilung auf die Bezie-
hung zwischen Verbraucher und Intermediär verlagert wird.54 So sind Verbrau-

 
53  Siehe für eine ausführliche Diskussion der ökonomischen Funktion und Wirkung von 

Finanzintermediären Grundmann/Kerber (2001, S. 271f.). Siehe für die Nutzung und 
Wirkung von Warentestinformationen auch Tölle (1983). 

54  Siehe etwa Becker (2000, S. 259) oder auch Grundmann/Kerber (2001, S. 277ff.). 
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cher aufgrund von Wissensdefiziten nur selten in der Lage, die ihnen unter an-
deren von Testinstituten oder Rating-Unternehmen angebotenen Informatio-
nen hinsichtlich ihrer Qualität zu bewerten.55 

Aber auch mit den von Seiten der Anbieter ausgesendeten Qualitätssignalen 
können sich negative Folgewirkungen verbinden. Dies trifft etwa auf hohe Wer-
beausgaben von Unternehmen zu, die dazu dienen sollen, uninformierte Kon-
sumenten von der Qualität eines Produktes zu überzeugen. Auch kann ein ver-
gleichsweise hoher Marktanteil eines Unternehmens seitens der Verbraucher als 
Indiz für eine positive Qualitätsbewertung durch andere Konsumenten angese-
hen werden. Gleichwohl solche Signale den Konsumenten wertvolle Informati-
onen zu vergleichsweise niedrigen Kosten liefern, sind dennoch gewisse Ein-
schränkungen zu beachten. Dies gilt nicht nur für den Fall, dass solche Signale 
Fehlinformationen enthalten und damit irreführend sein können. Zusätzlich be-
steht die Gefahr, dass es auf der Anbieterseite zu „Überinvestitionen“ in solche 
Qualitätssignale kommt, was zu einem Informationsverlust auf Seiten der Kon-
sumenten führen kann.56 Letzteres ist vor allem dann der Fall, wenn der Ver-
braucher angesichts der Fülle an bereitgestellten Informationen nicht mehr hin-
reichend selegieren kann, welche Information als eher wichtig und welche ten-
denziell als vernachlässigbar einzustufen ist. 

Darüber hinaus besteht das Problem, dass die Bereitstellung von Information – 
worauf auch schon an früherer Stelle hingewiesen wurde – die Eigenschaften 
eines öffentlichen Gutes (fehlendes Ausschlussprinzip, Nichtrivalität im Kon-
sum) aufweist. Entfällt jedoch die Möglichkeit, zahlungsunwillige Verbraucher 
von der Nutzung von Informationen auszuschließen, stellt sich aus informa-
tionsökonomischer Sicht ein suboptimales Informationsangebot ein, was dazu 
führt, dass selbst zahlungswillige Nachfrager kein entsprechendes Angebot 
mehr vorfinden.57 Auch kann es zu einer suboptimalen Informationsnachfrage 
kommen, wenn informierte Konsumenten mittels des durch ihre Kaufentschei-
dungen entstehenden Drucks auf die Marktanbieter positive externe Effekte er-
zeugen, von denen schlechter informierte Verbraucher profitieren. Antizipieren 
die Nachfrager nach Informationen diesen Freifahrer-Effekt, kann auch ihre 
Nachfrage nach Informationen zurückgehen. Zwar können Märkte auch dann 

 
55  Mit Blick auf die genannten Ranking-Unternehmen sei hier an deren unrühmlich 

Rolle bei der Entstehung der globalen Banken- und Finanzkrise als Teil der Weltwirt-
schaftskrise ab 2007 erinnert. Ohne die falsche Kreditbewertung der US-Ratinga-
genturen hätten die verbrieften Subprime-Kredite seinerzeit nicht verkauft werden 
können. Siehe hierzu Financial Crisis Inquiry Commission (2011). 

56  Siehe ausführlich Beales et al. (1981, S. 507). 
57  Hierzu führt Wein (2001, S. 83) das Arrow-Paradoxon an: „[I]nformation can only 

be sold by full dicslosure, and for disclosed information nobody would be willing to 
pay anything“. 
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funktionieren, wenn nicht alle Konsumenten vollständig informiert sind. Den-
noch führt die Existenz von externen Effekten in aller Regel zu einem subopti-
malen Angebot an Informationen.58 

Schließlich bietet das Gut Information mannigfaltige Möglichkeiten zur (priva-
ten) Manipulation, was wiederum eine staatliche Kontrolle notwendig machen 
kann.59 Die Verbreitung von Fehlinformationen oder die Zurückhaltung von 
negativen Informationen über ein Produkt sind immer dann „profitabel“ und 
können folglich strategisch eingesetzt werden, wenn solche falschen Informa-
tionen vom Konsumenten geglaubt bzw. von Seiten Dritter nicht als Fehlinfor-
mation entlarvt werden. Zwar bieten Wiederholungskäufe und die daraus ge-
wonnenen Erfahrungen einen gewissen Schutz gegen solche Manipulationen. 
Manche (negative) Produkteigenschaften sind jedoch erst nach einem ver-
gleichsweise langen Nutzungszeitraum für den Verbraucher erkennbar. Aber 
auch unter der Bedingung, dass die Manipulation von Informationen durch ein-
zelne Anbieter aufgedeckt werden kann, geht dies nicht selten mit negativen 
Effekten für den gesamten Markt (d.h. alle Anbieter) einher.60 Dabei gilt es zu 
berücksichtigen, dass „if consumer believe that some proportion of claims are 
false, they may choose to ignore advertising information altogether or may re-
strict their attention only on claims that sellers have substantiated and have had 
certified by independent third parties”.61 Solche Zertifizierungen sind nicht sel-
ten kostspielig und können darüber hinaus – wie weiter oben bereits ausgeführt 
– auch selbst hinsichtlich ihres Informationsgehalts unvollständig sein. Wenn 
jedoch verhindert werden soll, dass es zu einer Entwertung anbieterseitig be-
reitgestellter Informationen kommt, dann bedarf es gewisser Schutzmechanis-
men auch jenseits des Marktes. 

Zu den staatlichen Instrumenten, welche die Kosten der Informationssuche re-
duzieren sowie den Informationsstand der Verbraucher verbessern sollen, zäh-
len aus Sicht der Informationsökonomik insbesondere (1) Informationspflichten 
seitens der Anbieter (bezogen auf das Produkt und den Leistungserbringer etwa 
in Gestalt der Angabe von Mindesthaltbarkeitsdaten, Inhaltsstoffen oder auch 
Gebrauchsanweisungen), (2) die Aufhebung von Informationsbeschränkungen 
(beispielsweise durch das Zulassen vergleichender Werbung), (3) die Definition 
von Standards oder Metriken zur Spezifikation der Informationen (etwa in Form 
einer verpflichtenden Preisangabe je Kilogramm zum besseren Preisvergleich), 
die vom Anbieter bereitzustellen sind, oder auch (4) das Verbot irreführender 
Information. Für den Fall, dass diese Maßnahmen nicht ausreichen, um den 
Konsumenten hinreichend zu informieren, kann (5) ein eigenes staatliches In-
formationsangebot gerechtfertigt sein. Als Anbieter von Informationen kann 

 
58  Siehe hierzu auch Tirole (1990, S. 107) sowie ausführlich Bagwell/Riordon (1986). 
59  Siehe Becker (1998, S. 11). 
60  Der jüngste „Diesel-Skandal“ in der Automobilbranche, aber auch diverse Lebens-

mittelskandale der Vergangenheit können hier als anschauliche Beispiele gelten. 
61  Beales et al. (1981, S. 506). 
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der Staat beispielsweise Qualitätssiegel vergeben ebenso wie vergleichende Gü-
tertests durchführen oder private Institute damit beauftragen.62 

Aus informationsökonomischer Sicht sind demgegenüber solche staatlichen 
Maßnahmen mit Vorsicht zu betrachten, die Zulassungsbeschränkungen von 
Produkten und Produktionsverfahren, das Setzen von verpflichtenden Qualitäts-
standards oder die zwingende Einführung von Haftungsregeln zum Gegen-
stand haben, um nur drei Beispiele für öffentliche Regulierungen zu nennen, 
die über eine staatliche Informationspflicht hinausgehen.63 Zwar werden solche 
Maßnahmen von manchen Ökonomen zur Lösung informationsbedingter 
Marktverzerrungen empfohlen, da sie in der Lage sind, die Informationskosten 
der Verbraucher zu reduzieren.64 Dies steht jedoch nicht in Einklang mit der 
herkömmlichen Bewertung dieser Instrumente aus informationsökonomischer 
Sicht, die – bei ausreichender Information der Konsumenten – als die Wohlfahrt 
mindernde Eingriffe in den Marktmechanismus gelten, da sie die Wahrschein-
lichkeit erhöhen, dass es zu Marktineffizienzen kommt.65 Dies wird deutlich, 
wenn man die ökonomische Wirkung von Qualitätsstandards oder Zugangsbe-
schränkungen mit jener von Informationspflichten vergleicht. Anders als solche 
Standards oder Beschränkungen, die verhindern, dass Produkte niedriger Qua-
lität auf dem Markt angeboten werden können, tragen Informationspflichten 
nur zu einer Angleichung des Wissens über Produkteigenschaften unter den 
potenziellen Käufern bei, wobei letztere jederzeit frei entscheiden können, ob 
sie ein Produkt (d.h. auch ein solches Produkt mit geringerer Qualität) kaufen 
oder nicht. Damit sind Informationspflichten im Vergleich zu verpflichtenden 
Qualitätsstandards weniger rigide, d.h. Anbieter können nach wie vor mit un-
terschiedlicher Produktqualität auf diesbezüglich variierende Präferenzen der 
Konsumenten und sich über die Zeit verändernde Produktionsbedingungen re-
agieren. Auch sind etwaige negative Marktfolgen eines fehlerhaften staatlichen 
Verhaltens im Fall von Informationspflichten weit weniger gravierend, als dies 
mit Blick auf die Definition von Qualitätsstandards gilt. 

In einer Situation, in der die Konsumenten nicht besonders daran interessiert 
sind, dass die Qualität oder die Sicherheit eines Produktes steigt, führt die Ein-
führung von Informationspflichten – im Unterschied zu Zulassungsbeschrän-

 
62  Siehe zu den genannten Überlegungen auch Vahrenkamp (1991, S. 114), Mitropo-

ulos (1996, S. 342), Wein 2001, S. 91ff.) sowie Schwan (2009, S. 68ff.). Siehe zu 
den verbraucherpolitischen Maßnahmen zur Verringerung von Informationsdefizi-
ten auch Dedler et al. (1984) sowie Meyer (1990). Zu „Gütesiegeln“ siehe zudem 
auch Rau-Bredow (1992, S. 78). 

63  Siehe zum Vorschlag solcher Standards, Beschränkungen oder auch Haftungsregeln 
etwa Arrow (1963, S. 952), Darby/Karni (1973, S. 83ff.) oder auch Shapiro (1983, 
S. 539ff.). Siehe zur Empfehlung von Mindeststandards und Haftungsregeln zur 
Überwindung von Informationsmängeln ebenso Fritsch et al. (2014, S. 280ff.).  

64  Siehe etwa Tirole (1990, S. 109f.) oder auch Leland (1979). 
65  Siehe Beales et al. (1981, S. 513) sowie Shapiro (1986). 
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kungen, verpflichtenden Qualitätsstandards oder erzwungenen Haftungsrege-
lungen – zu keinen ineffizienten Marktreaktionen. Während etwa einheitliche 
Qualitätsstandards zu einer Uniformität des Produktangebotes führen, lassen 
Informationspflichten hier einen Freiraum, so dass Konsumenten nach wie vor 
ihre Kaufentscheidungen an individuellen Preis-Qualitäts-Abwägungen ausrich-
ten können.66 Demgegenüber verbindet sich mit Qualitätsregulierungen die 
schwierige Aufgabe, auf unterschiedliche Konsumentenpräferenzen mit einem 
einheitlichen Standard reagieren zu müssen. Davon abweichend zielen Infor-
mationspflichten auf einen verbesserten Selbstschutz der Konsumenten in Ab-
hängigkeit ihrer individuellen Präferenzen. Direkte staatliche Eingriffe, die auf 
die Regulierung der Inhalte oder der Partner von Markttransaktionen ausgerich-
tet sind, werden in Grenzen lediglich dann als gerechtfertigt eingestuft, wenn 
– wie im Fall von Gütern oder Dienstleistungen mit überwiegend Vertrauensei-
genschaften – auch die staatliche Bereitstellung zusätzlicher Informationen zu 
keinem Ausgleich von Informationsasymmetrien beiträgt. Von den Vertretern 
der Informationsökonomik jedoch in jedem Fall abgelehnt werden – so auch 
Sinn (2003, S. 281f.) – all jene staatlichen Maßnahmen, die in Form paternalis-
tischer Interventionen des Staates auf eine Korrektur der Präferenzen der Ver-
braucher abzielen. 

 
66  Siehe hierzu und zu den nachfolgenden Überlegungen auch Beales et al. (1981, 

S. 513) sowie Wein (2001, S. 94f.) 
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4  
Notwendigkeit zu einer Erweiterung der informationsökonomi-
schen Perspektive 

Aus Sicht des Verbraucherschutzes zählt es zu den zentralen Leistungen der 
Informationsökonomik, auf die Besonderheiten des Gutes Information sowie 
auf informationsbedingte Defizite in der Funktionsweise von Märkten aufmerk-
sam gemacht zu haben. Vor dem Hintergrund informationsökonomischer An-
sätze kommt verbraucherpolitischen Maßnahmen eine ausschließlich allokati-
onspolitische Funktion zu. Auf diese am Kriterium der Markteffizienz orientierte 
Grundlage gestellt, entzieht sich die Verbraucherpolitik all jenen Vorwürfen ge-
gen sozial- und verteilungspolitisch motivierte Eingriffe, die etwa in verbrau-
cherpolitischen Maßnahmen ein paternalistisches Bestreben seitens des Staates 
identifizieren und dieses entsprechend rügen.67 Mit der Ausrichtung auf die 
Verbesserung der Informationslage der Konsumenten als Rechtfertigung von 
verbraucherpolitischen Maßnahmen bleiben sowohl der Marktmechanismus als 
auch die Privatautonomie der Wirtschaftssubjekte nahezu unberührt. Zugleich 
haben die informationsökonomischen Überlegungen zu einer Verschiebung der 
traditionellen Problemsicht im Bereich des Verbraucherschutzes beigetragen, 
die weitgehend auf Wettbewerbsprobleme in Folge von Machtungleichgewich-
ten zwischen Anbietern und Nachfragern ausgerichtet war, wie dies im Rahmen 
der (engen) neoklassischen Betrachtung von Märkten der Fall ist.68 Der Infor-
mationsökonomik kommt das Verdienst zu, darauf hingewiesen zu haben, dass 
selbst in Märkten vollständiger Konkurrenz unter der Annahme unvollständiger 
Information die Notwendigkeit zu verbraucherpolitischen Maßnahmen besteht. 
Damit wird – wie schon einleitend erwähnt – das (neoklassische) Leitbild des 
mündigen Konsumenten nicht ad acta gelegt. Es verliert jedoch seinen Charak-
ter als realitätsadäquate Zustandsbeschreibung des Verbrauchers im Status quo. 
Vielmehr gilt es, mittels marktbezogener wie staatlicher Maßnahmen, die der 
Senkung von Informationssuchkosten und damit dem Abbau von Informations-
defiziten dienen, den Verbraucher überhaupt erst in die Lage zu versetzen, sei-
nen Präferenzen entsprechende Kaufentscheidungen treffen zu können. Der 
„mündige Konsument“ kann folglich nicht vorausgesetzt werden, vielmehr 
stellt er die zentrale Zielgröße eines informationsökonomisch begründeten Ver-
braucherschutzes dar, die es mittels verbraucherpolitischer Maßnahmen erst 
noch zu realisieren gilt.  

 

 
67  Siehe beispielsweise Sinn (2003, S. 281f.). 
68  Siehe zu dieser Feststellung auch Grundmann et al. (2001, S. 36). Siehe hierzu zu-

dem Priest (1981) sowie Schäfer (1998). Siehe zum Beitrag der Neoklassik für eine 
ökonomische Begründung verbraucherpolitischen Handelns vor allem Döring 
(2020). Dort finden sich allerdings auch Argumente zugunsten eines aktiven Ver-
braucherschutzes, die über allein wettbewerbspolitische Maßnahmen hinausrei-
chen.  
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Für diese Erweiterung in der Analyse von Verbraucherverhalten und Markter-
gebnissen gesorgt zu haben, ist ein wesentliches – wenn nicht sogar das zent-
rale – Verdienst der Informationsökonomik. Dem stehen allerdings auch Kritik-
punkte gegenüber. So werden durch die alleinige Betrachtung von Problemen 
der asymmetrischen Informationsverteilung als Ursache von Marktdefiziten wei-
tere wichtige Einflussgrößen, die ebenfalls Auswirkungen auf das Verbraucher-
verhalten sowie die Effizienz von Marktergebnissen haben können, nicht oder 
zumindest nicht hinreichend berücksichtigt. Entsprechend kann mit Beales et 
al. (1981, S. 506) festgestellt werden, dass „consumers may not always protect 
themselves by gathering and rationally evaluating the optimal amount of prod-
uct information […] Consumers may underestimate the value of additional in-
formation simply because they lack other data that would tell them of their 
need to learn more. Consumers’ information-processing skills are also imper-
fect. Consumers, like anyone else, can make false deductions or errors of judg-
ment. Moreover, consumers can also be poor negotiators and may be per-
suaded by insistent salesmen to ‘by the product now’ without waiting to ac-
quire additional information”. Anstelle einer genaueren Betrachtung solcher 
Probleme und der daraus resultierenden verbraucherpolitischen Schlussfolge-
rungen besteht vielmehr die Neigung „to treat them as factors which lead the 
market to generate less information than informed consumers would ‘really’ 
prefer” (ebenda). Vor diesem Hintergrund lässt sich – zugespitzt formuliert – 
das informationsökonomische Credo darauf reduzieren, dass allein unvollkom-
mene Information zu einer Beeinträchtigung der Effizienz des Marktes führt. 
Der Verbraucher wird – sofern er mit ausreichend Information ausgestattet ist 
– als omnipotent betrachtet und bedarf keines zusätzlichen Schutzes.69 

Für eine Erweiterung der Analyseperspektive unter der Zielsetzung, auch solche 
Faktoren und Mechanismen näher zu beleuchten, die ebenfalls das Konsumen-
tenverhalten (negativ) beeinflussen, sollten aber auch die folgenden Punkte be-
rücksichtigt werden: 

 Innerhalb des herkömmlichen Rahmens der Informationsökonomik wer-
den nicht selten sämtliche über die Informationskosten hinausgehenden 
Transaktionskosten vernachlässigt oder zumindest nur am Rande be-
trachtet, die jedoch ebenso wie die Existenz von Informationskosten das 
Zustandekommen an sich vorteilhafter Transaktionen behindern – wenn 

 
69  Entsprechend weist auch Shapiro (1983, S. 527) darauf hin, dass Konsumenten-

schutz „would be unnecessary in a world of perfect information“. Es ist allerdings 
darauf hinzuweisen, dass eine Reihe von Beiträgen zur Informationsökonomik sehr 
wohl durch eine breiter angelegte Betrachtungsperspektive gekennzeichnet ist. Sol-
che Beiträge können jedoch überwiegend im Schnittfeld zwischen der Informa-
tionsökonomik und alternativen Ansätzen verortet werden (namentlich der Neuen 
Institutionenökonomik sowie der Verhaltensökonomik). 
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nicht sogar gänzlich verhindern – können.70 Solche zusätzlichen Trans-
aktionskosten verweisen auf den Bedarf zur Etablierung weiterer – pri-
vater wie staatlicher – Maßnahmen, die über die Auflösung von Infor-
mationsasymmetrien hinaus zu einer Senkung der mit der Nutzung des 
Marktmechanismus verbundenen Kosten beitragen können. Hinzu 
kommt auch, dass der Einfluss von formellen wie informellen Institutio-
nen auf die effiziente Koordination von Angebot und Nachfrage, das 
Verbraucherverhalten sowie die Entstehung von Transaktionskosten im 
Allgemeinen eine nur eingeschränkte informationsökonomische Beach-
tung erfährt. Die Anreizwirkung vorhandener rechtlicher Normen oder 
informeller sozialer Regeln, wie letztere etwa in Form kollektiv geteilter 
Einstellungen und Werthaltungen aus der Zugehörigkeit zu bestimmten 
gesellschaftlichen Gruppen resultieren, können jedoch erheblichen Ein-
fluss auf die Kaufentscheidung der Konsumenten ausüben, ohne dass 
dies im jeweiligen Fall auch zum Vorteil der Betroffenen geschieht.71 

 Zwar erfolgt eine Korrektur der Verhaltenshypothesen des neoklassi-
schen Standardmodells in Gestalt des Homo Oeconomicus dahinge-
hend, dass die Annahme vollkommener Information zugunsten eines 
am individuellen Nutzen-Kosten-Kalkül orientierten Suchverhaltens von 
Information zum Ausgleich bestehender Informationsdefizite aufgege-
ben wird. Demgegenüber wird jedoch auch weiterhin von einem sich 
allein von Vorteils-Nachteils-Abwägungen leiten lassenden Verbraucher 
ausgegangen, der in der Lage sein soll, rationale Kaufentscheidungen 
zu treffen, indem er sich einen Überblick über die ihm zur Verfügung 
stehenden Alternativen verschafft, diese ordnet und bewertet sowie 
eine folgerichtige Auswahl trifft.72 Unter Verweis auf in der Realität 
auftretende Verbraucherprobleme sollte jedoch ebenso berücksichtigt 
werden, dass „bei begrenzter Informationsverarbeitungsfähigkeit, man-
gelnden kritischen Bewusstsein gegenüber Anbieterinformationen und 

 
70  Siehe hierzu etwa Rischkowsky/Döring (2008, S. 297), die über die Informations-

suchkosten hinaus noch auf die folgenden weiteren Transaktionskosten einer Kau-
fentscheidung verweisen: „They consist of the costs of transaction initiation and 
transaction bargaining (cost of acquisition, processing and storing information along 
with the arrangement, conclusion, and implementation of contracts). Furthermore, 
costs accumulate concerning the avoidance and reduction of contractual risks, 
which occur due to remaining uncertainties and cannot be solved by contractual 
regulation alone”. 

71  Siehe etwa Gallagher (1997) oder auch Lury (1996). 
72  Siehe stellvertretend für diese Sicht Katona (1972). Jaquemoth/Hufnagel (2018, 

S. 179) halten diese Sichtweise jedoch unter anderem deshalb für unrealistisch, 
„weil für den Verbraucher zum Zeitpunkt der Informationssuche der Grenzertrag 
von Information nicht absehbar ist. Der Grenzertrag der Informationssuche ist 
ebenso unsicher wie die Folgen der Konsumentscheidung an sich“ 
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einer teilweisen Offenheit für manipulative Werbung […] zusätzliche In-
formationen nur ein begrenztes Korrektiv darstellen“.73 Damit ist aber 
die Annahme der suboptimalen Versorgung mit Information, die nur an 
ihrer Quantität gemessen wird und allein durch die Bereitstellung einer 
zusätzlichen Menge an Informationen korrigiert werden soll, kritisch zu 
hinterfragen.74 

 Des Weiteren zeigt eine Reihe von Untersuchungen, dass Verbraucher 
die ihnen zur Verfügung stehenden Informationen nicht oder nur be-
grenzt nutzen.75 Eine Erhöhung der Rationalität von Kaufentscheidun-
gen über zusätzliche Informationen scheint somit selbst spezifischen 
Restriktionen zu unterliegen. In diesem Zusammenhang entstehende 
Verbraucherprobleme müssen folglich andere Ursachen als die (wahr-
genommene) Unterversorgung der Konsumenten mit Informationen 
haben. Unberücksichtigt bleiben auch systematische Defizite im 
menschlichen Informationsverarbeitungs- und Entscheidungsverhalten. 
Vor diesem Hintergrund liegt die Schlussfolgerung nahe, dass die Infor-
mationsökonomik wichtige Determinanten der Suche, Aufnahme und 
Verarbeitung von Informationen als Grundlage von Kaufentscheidun-
gen vernachlässigt. So kann die individuelle Aufnahme- und Verarbei-
tungskapazität von Informationen realiter als verschiedenen kognitiven 
Beschränkungen unterliegend sowie als emotional gesteuert und viel-
fach durch Umweltreize beeinflusst gelten.76 Auch muss davon ausge-
gangen werden, dass das individuell bereits akkumulierte Wissens- und 
Informationsniveau sich auf die Suche nach und die Verarbeitung von 
weiteren Informationen durch den Verbraucher auswirkt.77 

 Schließlich ist bei der Ausgestaltung verbraucherpolitischer Maßnah-
men zu beachten, dass zusätzliche Informationen überhaupt nur dann 

 
73  Vgl. Vahrenkamp (1991, S. 158f.). 
74  Qualitativ hochwertige Information in geringer Menge kann entsprechend wirksa-

mer sein als der Überfluss dieses Gutes. Demgegenüber können Informationsflut 
und qualitativ minderwertige Information ihrerseits zu Marktversagen führen. Siehe 
Mitropoulos (1996, S. 347) sowie Berndt (1984). Zum Phänomen des „Informa-
tionoverload“ siehe erstmals Jacoby et al. (1974) sowie Russo (1974).  

75  Siehe für einen Überblick Roßmanith (2001) sowie Gino (2004). Siehe zur Wirksam-
keit von den Verbrauchern zur Verfügung stehender Informationen zudem 
Jaquemoth/Hufnagel (2018, S. 178) mit Verweis auf Diller (1974, S. 24ff.). 

76  Siehe zur Relevanz kognitiver Beschränkungen etwa Loewenstein (2000) oder 
Kahneman (2003). Siehe zur Bedeutung von Emotionen auch Weinberg (1994). 
Siehe für eine umfassende Analyse des Verbraucherverhaltens unter Berücksichti-
gung von Motivlage, Emotionen, Einstellungen sowie kognitiven Fähigkeiten etwa 
Hoffmann/Akbar (2016, S. 33ff.) oder Foscht et al. (2017, S. 37ff.).  

77  Siehe stellvertretend Dohse (2001). 
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Beachtung finden, wenn die Verbraucher dazu motiviert sind, diese In-
formationen auch aufzunehmen und zu verarbeiten.78 Neben der An-
nahme, dass die Konsumenten zu einem optimalen Such- und Verarbei-
tungsverhalten von Informationen befähigt sind, wird innerhalb der In-
formationsökonomik implizit davon ausgegangen, dass diese auch 
intrinsisch motiviert sind, überhaupt eine Informationssuche zu betrei-
ben oder angebotene Informationen aufzunehmen. Empirische Studien 
zeigen hier jedoch, dass das Engagement der Verbraucher zur aktiven 
Informationssuche entscheidend vom Grad der persönlichen Beteili-
gung („Involvement“) abhängt.79 Der Grad dieser persönlichen Beteili-
gung (verstanden als intrinsische Motivation oder Bereitschaft, über-
haupt nach Informationen suchen zu wollen), wird wiederum unter an-
derem durch personen-, produkt-, medienspezifische sowie situative 
Faktoren beeinflusst. Danach kann die im Rahmen der Informationsöko-
nomik unterstellte aktive Informationssuche allenfalls für jenen Teil der 
Konsumenten angenommen werden, der durch ein hohes persönliches 
Engagement („Ich-Beteiligung“) gekennzeichnet ist. 

Die genannten Kritikpunkte legen die Schlussfolgerung nahe, dass es – unter 
dem Ziel einer Ergänzung der Informationsökonomik – notwendig erscheint, 
auch andere ökonomische Ansätze und die sich daraus ergebenden Politikimp-
likationen mit in die Betrachtung einzubeziehen. In Anbetracht dessen – und in 
leichter Abwandlung des einleitend wiedergegebenen Zitats – könnte somit 
festgestellt werden, dass eine ökonomische Theorie des Verbraucherschutzes 
auch Informationsökonomik ist, sie sich jedoch nicht bereits in dieser Perspek-
tive erschöpft. Unter der Zielsetzung eines „realistischeren“ Bildes des Verbrau-
chers als Adressat verbraucherpolitischer Maßnahmen bedarf es vielmehr einer 
Erweiterung des theoretischen Erklärungsrahmens. Dabei sind die von der In-
formationsökonomik weitgehend unbeachtet gebliebenen Fragen nach der Re-
levanz weiterer Transaktionskosten, der kognitiven Fähigkeiten der Konsumen-
ten, um rationale Entscheidungen treffen zu können, sowie der Abhängigkeit 
der individuellen Informationssuche und -verarbeitung von situations-, motiva-
tions- und emotionsbezogenen Faktoren näher zu beleuchten. 

Mit der Analyse der Wirkung von formellen und informellen Institutionen ein-
schließlich der Betrachtung unterschiedlicher Transaktionsarten, -beziehungen 
und -kosten liefern Ansätze aus dem Bereich der Neuen Institutionenökonomik 
einen Beitrag für eine solch erweiterte Analyse des Verbraucherverhaltens. Dies 
gilt in gleicher Weise für Ansätze aus dem Bereich der Verhaltensökonomik (Be-
havioral Economics), die sich insbesondere mit den kognitiven Möglichkeiten 
von Wirtschaftssubjekten beschäftigen, Handlungsalternativen wahrzunehmen 

 
78  Siehe auch Weinberg (1981, S. 23). 
79  Siehe Kroeber-Riel/Weinberg (2003) sowie Weinberg (1981). Siehe zum Involvement 

von Konsumenten einschließlich verschiedener Arten von Involvement zudem Solo-
mon (2016, S. 40ff.). 
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und zu bewerten sowie rationale Entscheidungen treffen zu können. Eine Er-
gänzung informationsökonomischer Ansätze liefern schließlich auch die Unter-
suchungsergebnisse der verhaltenswissenschaftlichen Konsumforschung, die 
neben den bereits genannten Faktoren auch die Handlungsmotivation des Kon-
sumenten berücksichtigt. Eine umfassende Darstellung der Anknüpfungs-
punkte für eine ökonomisch begründete Verbraucherpolitik erfordert, dass 
auch die zuletzt genannten Ansätze in die Betrachtung mit einbezogen wer-
den.80 Eine allein informationsökonomische Analyse des Gegenstandsbereichs 
muss demgegenüber als unzureichend und insofern ergänzungsbedürftig gel-
ten. 

 
80  Siehe für eine solch umfassendere Betrachtung etwa Rischkowsky (2007, S. 83ff.) 

ebenso wie Rischkowsky/Döring (2008, S. 295ff.). 
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